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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung der Vorausſetzungen für die Anerkennung eines 
5 Weges als öffentlichen Gemeindeweges. 


Eduard H., Beſitzer der Realität Nr. C. 141 in F., hat am 
9. Februar 1875 um die ſchleunigſte Veranlaſſung der Herſtellung 
eines Verbindungsweges in den vorigen Stand bei dem dortigen Gemeinde⸗ 
vorſlande gebeten. Dieſer hat mit dem Beſcheide vom 13. Februar 1875 
dem Begehren keine Folge gegeben, weil der bezeichnete Weg durch eine 
lange Reihe von Jahren nur bloß als Fußſteig benützt werde und als 
ſolcher vollkommen entſpreche. 

Den von H. dagegen eingebrachten Recurs hat der Gemeinde⸗ 
ausſchuß von F. ddo. 5. März 1875 zurückgewieſen, weil dieſer Weg 
nur ein für den Beſitz Nr. 38 (alt) zu benügender Weg war, Eduard 
H. für ſein Ausgedinghaus nur jenen Weg benützen möge, welchen er 
vor dem Eiſenbahnbaue benützt hat und welcher auch heute noch zur 
Benützung offen ſteht; dem Eduard H. ſci freigeſtanden, fi) von der 
Eiſenbahngeſellſchaft den Weg zu ſeinem Ausgedinghauſe ſo gut als er 
wollte herſtellen zu laſſen. 

Gegen dieſe Erledigung des Gemeindeausſchuſſes hat Eduard H. 
den Recurs an den Landesausſchuß eingebracht, worin er behauptete, 
daß der fragliche Weg zwiſchen dem Ortswege und der Bezirksſtraße 
eine directe Verbindung herſtelle, von Jedermann in der Gemeinde, 
insbeſondere von Recurrenten und ſeinen Nachbarn benützt, bis zum 
Eiſenbahnbaue bis zu 12 Schuh offengehalten wurde, jetzt auf kaum 
1 Klafter eingeengt und die Paſſage von dieſem Wege durch Anſchüttung 
der F . er Fahrſtraße geſtört ſei. 


Der Landesausſchuß hat mit Zuſchrift vom 7. Auguſt 1875 
unter Berufung auf die 88 4, 13 und 23 des Straßengeſetzes den 
Act an die Bezirkshauptmannſchaft Sch. zur Erhebung und Entſcheidung 
überſendet, ob der Weg ein öffentlicher und nothwendiger Gemeindeweg ſei. 

Bei der von Seite der Bezirkshauptmannſchaft Sch. am 3. Sep⸗ 
tember 1875 gepflogenen Localerhebung wurde conſtatirt, daß der 
ſtreitige Weg EF. im Ortsraume der Gemeinde F. sub Pareelle 
Nr. 2789 ſituirt iſt und aus der Ortsſtraße, welche über den Bahn⸗ 
körper führt, in den Weg CD. mündet. Sowohl die Ortsſtraße als der 
Weg ED. find öffentliche Wege. Der Weg EF. iſt 25 Klafter lang, 
bei der Ortsſtraße 9 Schuh, am anderen Ende 2 Klafter 3 Schuh breit. 
Gegenwärtig iſt dieſer Weg nur ein Fußſteig, zu beiden Seiten vergrast, 
von der Ortsſtraße abſchüſſig, in der Mitte von einem Bache durch⸗ 
ſchnitten und fo geartet, daß er mit einem Fuhrwerke gar nicht paſſirbar 
iſt. An der Benützung dieſes Steges ſind bloß Ferdinand Sp., Beſitzer 
des an dieſem Stege nächſt dem Bache gelegenen Hauſes Nr. 229 und 
weiter Eduard H. als Beſitzer des Ausgedinghauſes intereſſirt; doch 
erklärte Sp. bei der Eommiſſion, daß er den Steg als Weg für ſeinen 
Hausbedarf nicht benöthige. Nach Angabe der Gemeindevertreter und 
der Gedenkmänner beſteht der Steg in ſeiner gegenwärtigen Geſtaltung 
ſeit etwa 20 Jahren, wurde in früheren Zeiten mit Wägen größten⸗ 
theils von der dort beſtandenen Wirthſchaft Nr. 140 befahren, aber 
niemals als öffentlicher Weg hergeſtellt oder erhalten. Nach der Anſicht 
der Gemeindevertreter iſt dieſer Steg als Weg zur Verbindung in der 
Gemeinde durchaus nicht nothwendig, und genügt in der gegenwärtigen 
Geſtaltung vollkommen, zumal H. in Betreff ſeines Ausgedinghauſes 
hinreichende Wegverbindungen hat. Eduard H. gab an, daß dieſer Weg 
früher an der Einmündung in den Weg (D. in der Mitte und bei 
der Einmündung in die Ortsſtraße etwas breiter war und bis zum 
Beginne des Bahnbaues befahren wurde. Erſt vor 15 Jahren ſei 
dieſer Weg durch den damaligen Gemeindediener, welcher die Parcelle, 
worauf das Haus des Sp. ſteht, zur Benützung hatte, eingeengt worden 
und ſeit dem Bahnbaue habe Sp. auf dieſer erkauften Parcelle ein 
Haus gebaut, habe ſeinen Zaun weiter herausgerückt und die Eiſenbahn 
habe die von dem Stege auf den Ortsweg führende Rampe ſo enge 
angelegt, daß dieſer Weg nun nicht mehr befahrbar ſei. Dieſer Weg 
würde, wenn er in ſeiner früheren Geſtalt beſtände, gewiß von den 
Anrainern Nr. 41, 37, 38 und ſonſtigen Ortsbewohnern befahren 
werden. H. benöthige den Weg als Fahrweg, weil er auf den andern 
beſtehenden Wegen nur mit großen Beſchwerlichkeiten und Umwegen von 
ſeinem Beſitze aus auf den Ortsweg nach Sch. gelangen könne, und 
halte ſich für berechtigt, auf den Fortbeſtand und die Wiederherſtellung 
dieſes Weges zu dringen. 

Mit dem Erlaſſe vom 10. September 1875 hat die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft den fraglichen Weg auf Grund des Erhebungsproto⸗ 
kolles vom 3. September 1875 als einen öffentlichen und nothwendigen. 
Gemeindeweg (nach 8 4 und 13 des Straßengeſetzes) nicht anerkannt, 
da hiezu die geſetzlichen Erforderniſſe gänzlich mangeln. 


Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 27. April 1876 
die angefochtene Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft auf Grund 
der Beſtimmungen der 88 4 und 13 des Straßengeſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1865 beſtätigt, „weil aus den gepflogenen Erhebungen hervorgeht, 
daß dieſer Weg zur Verbindung im Innern der Ortsgemeinde F. mit 
Fuhrwerken nicht nothwendig iſt.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat dem Recurſe des Eduard 
H. unterm 4. Juni 1877, 3. 3322 keine Folge gegeben, „weil nach 
den gepflogenen Erhebungen dieſer Weg zur Herſtellung der Verbindung 
im Innern der Ortsgemeinde F. oder mit beuachbarten Ortsgemeinden 
nicht erforderlich iſt, ſomit demſelben nach § 4 des Straßengeſetzes 
vom 28. Februar 1865 (L. G. u. V. Bl. für Mähren Nr. 9) die 
Eigenſchaft eines öffentlichen Gemeindeweges nicht zuerkannt werden 
kann.“ 


Zur Frage der conſenslos erfolgten Theilung von Gemeindewäldern 
vor der Zeit der Geltung des Forſtgefetzes vom Jahre 1852. 

In Folge Relation eines Forſtorganes wegen ungehöriger Be⸗ 
handlung des K—er Gemeindewaldes erließ eine Bezirkshauptmannſchaft 
in Böhmen an die betreffende Gemeindevorſtehung nachſtehende Weiſung: 
1. Die ohne behördliche Bewilligung bewerkſtelligte Theilung des Ge⸗ 
meindewaldes unter ſämmtliche K—er Gemeindemitglieder wird gemäß 
8 9 der Miniſterialverordnung vom Jahre 1873 behoben, und wird 
der Gemeindevorſteher angewieſen, ſämmtlichen Gemeindemitgliedern be⸗ 
kannt zu geben, daß der K—er Gemeindewald im Ausmaße von 145 
Hektar von Neuem als untheilbarer Gemeindewald zu betrachten iſt. 
Deßhalb darf in demſelben kein Holz gefällt, aus ihm keinerlei Nutzung 
bezogen werden, inſolange nicht ein von einem Forſtſachverſtändigen aus⸗ 
gearbeitetes Syſtem vorgelegt ſein wird, in welchem die Größe der zu⸗ 
läſſigen, jährlich anzulegenden Hiebsflächen und die Menge des ohne 
Schädigung des Waldbeſitzes bringbaren Holzes berechnet iſt. Dieſes 
Syſtem hat der Gemeindevorſteher bis Ende December d. J. zur Be⸗ 
gutachtung und Beſtätigung der Bezirkshauptmannſchaft vorzulegen; 
2. alle in dieſem Gemeindewalde befindlichen Oeden, Hiebsflächen und 
Felder ſind im Frühjahr 1877 vollkommen aufzuforſten; 3. zum 
Schutze und zur Pflege der Gemeindewälder iſt ein erfahrener Forſt⸗ 
wirth oder Heger nöthig, der baldigſt aufzunehmen und bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft zu beeiden iſt; 4 proviſoriſch wird die Waldaufſicht 
auf Koſten der Gemeinde dem Mathias B. in Z. (einem fürſtl. Lam⸗ 
berg'ſchen Förſter) übergeben, wovon die Gemeinde verſtändigt wird. — 
Der in dieſer Weiſung bezogene § 9 der Verordnung des k. k. Acker⸗ 
bauminiſteriums vom 3. Juli 1873, 3. 6953, bezielt diejenigen Wal⸗ 
dungen, welche unter öffentlicher Verwaltung oder beſonderer öffentlicher 
Aufſicht ſtehen, insbeſondere Waldungen von Gemeinden, Genoſſen⸗ 
ſchaften oder Intereſſentenſchaften. Die Theilung ſolcher Gemeinde⸗ 
oder Genoſſenſchaftswaldungen erfordert die ſtaatliche Genehmigung, 
und in der forſtlichen Behandlung von derlei Waldungen kann der 
Staat zweckdienliche Vorſchriften machen, forſtpolizeiliche Rückſichten an⸗ 
ordnen, überhaupt die im Geſetze begründeten Vorkehrungen treffen. Die 
‚Gemeinde aber ergriff den Recurs gegen die vormitgetheilte Weiſung 
und bemerkte, daß der in Frage ſtehende Wald ſchon vor 80 Jahren 
getheilt worden ſei, daß die einzelnen Theile von einander abgegrenzt 
und den Einzelnen zugetheilt und übergeben worden ſeien, ſo daß 
jeder Einzelne ſeine Parcelle beſitze und nutze, ſeinen Holzbedarf 
darin fälle und die Steuer für ſeinen Grundtheil zahle. Weiters 
wurde im Recurſe hervorgehoben, daß einzelne Beſitzer ihren Theil gut 
bewirthſchaftet, andere ſchlechter oder doch ausgiebiger ausgenützt hätten, 
fo daß im Falle der Wiedervereinigung des Waldes als ein Gemeinde- 
oder Gemeinwald Einer auf Koſten des Andern würde bereichert werden. 
Die recurrirende Gemeinde bat ſchließlich um Aufhebung der bezirks⸗ 
behördlichen Weiſung. Indeſſen, die zweite Inſtanz beſtätigte die an⸗ 
gefochtene Weiſung der erſten Inſtanz unter Hinweiſung auf $ 21 des 
Forſtgeſetzes, ſowie auf den § 9 der bereits beſprochenen Miniſterial⸗ 
verordnung vom Jahre 1873. Nunmehr wandte ſich die Gemeinde re⸗ 
currirend an die Miniſterialinſtanz und betonte, daß der in Frage ſte⸗ 
hende Wald ſchon lange kein Gemeindewald mehr ſei, daß die einzelnen 
Theilhaber nachweisbar ſtatt ideeller Theile ganz beſtimmte reelle Theile 
hätten, weßhalb um Aufhebung der beiden Entſcheidungen lerſter und 
weiter Inſtanz) angeſucht werde. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium fand, laut Entſcheidung vom 
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1. November 1877, Z. 11.850, dem Recurſe, betreffend die Be⸗ 
handlung der in Frage befangenen Waldparcellen als Gemeindewald 
Folge zu geben und in Anbetracht des erhobenen Umſtandes, daß 
die Waldparcellen zur Zeit der Erlaſſung des Forſtgeſetzes den Charakter 
eines Gemeindewaldes im Sinne des § 21 des Forſtgeſetzes “) und 
beziehungsweiſe der Miniſterialverordnung vom 3. Juli 1873 durch 
die beſtehende Theilung bereits verloren hatten, zu erkennen, 
„daß von den Verfügungen der erſten und zweiten Inſtanz ab⸗ 
zuſehen iſt. Inſoweit es ſich jedoch um die Wiederaufſorſtuug 
von Holzſchlägen, Waldblößen, oder als Hutweide benützten Wald⸗ 
flächen der einzelnen Beſitzer handelt, bleibt der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft die Amtshandlung gegen die betreffenden Beſitzer nach 
Maßgabe des Forſtgeſetzes vorbehalten.“ Das k k. Ackerbauminiſterium 
begründete ſeine Entſcheidung, wie folgt: „Der mit einem Situations⸗ 
plane der fraglichen Waldparcellen belegte Bericht des k. k. Forſtadjuncten 
enthält die Angabe, daß der ehemalige Gemeindewald ſchon im Jahre 
1763 unter die damaligen nutzungsberechtigten Gemeindeinſaſſen vertheilt 
worden ſei. Nachdem gegen die Richtigkeit oder Glaubwürdigkeit dieſer 
Angabe von Seiten der Bezirkshauptmannſchaft ein Bedenken nicht 
erhoben worden iſt und in Würdigung aller ſonſtigen aus den Acten 
und dem Berichte des Forſtadjuncten ſich ergebenden Verhältniſſe läßt 
ſich entnehmen, daß die Gemeindewaldtheilung ſchon viele Jahre vor 
dem Erſcheinen des Forſtgeſetzes ſtattgefunden hat und daß die einzelnen 
Waldtheile ſchon ſeit unvordenklicher Zeit als Privatbeſitz behandelt und 
benützt wurden, daher der dermalige Beſitzſtand auch in civilrechtlicher 
Beziehung die Verjährung, beziehungsweiſe Erſitzung für ſich haben 
dürfte, daher auf demſelben der § 21 des Forſtgeſetzes nicht mehr 
angewendet werden kann. Wie aus dem Berichte der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft von „hervorgeht, hat ſich dieſelbe aus dem Grunde, 
weil angeblich „nirgends erſichtlich iſt, wem die einzelnen Theile zugehören 
und welcher von den Beſitzern zur geſetzlichen Schonung des Waldes, 
zur Cultur der Blößen, Pflege und Erhaltung der Waldbeſtände ver⸗ 
halten werden ⸗ſoll“, dazu beſtimmt gefunden, den Gemeindewald in 
den früheren einheitlichen Stand zu verſetzen. Durch die Erhebungen 
des Forſtadjuncten und durch die ſeiner Aeußerung beigeſchloſſene, auf 
Grund der Kataſtralmappe ausgeführte Karte des Gemeindewaldes 
werden die vorgeſchilderten Schwierigkeiten beinahe ganz behoben. Der 
Forſtadjunct ſagt nämlich, daß die Begrenzung der einzelnen Theile 
auf den Endpunkten mittelſt geſetzter Grenzſteine erſichtlich gemacht ſei, 
und ſeine Forſtkarte gibt eine genaue Ueberſicht über die Reihenſolge 
der einzelnen Waldtheile, ihre Lage, die Namen der Eigenthümer, die 
Beſchaffenheit der einzelnen Parcellen, ihren dermaligen wirthſchaftlichen 
Zuſtand u. ſ. w., ſo daß es nunmehr kaum auf eine Schwierigkeit 
ſtoßen kann, im Falle bezüglich eines Flächentheiles an welch' immer 
einem Orte des Waldes auf Grundlage des Forſtgeſetzes irgend eine 
Maßregel anzuordnen kommt, den Eigenthümer dieſes Waldtheiles 
alsbald aufzufinden. Aus der Forſtkarte und dem in derſelben vorkom⸗ 
menden Nachweiſe über die Holzart, das Alter der einzelnen Wald⸗ 
parcellen, über die Art der Bewirthſchaftung, über das Vorkommen 
von Blößen, Holzſchlägen u. dgl. kann noch nicht auf einen ſchlechten 
wirthſchaftlichen Zuſtand dieſes Waldcomplexes im Ganzen geſchloſſen 
werden. Nur bei einer verhältnißmäßig geringen Zahl von Parcellen 
konſtatirt die Karte das Vorkommen von Blößen, von Holzſchlägen oder 
ausgeführten Rodungen. Die ältereren Waldparcellen werden plenter⸗ 
weiſe benützt, eine Wirthſchaftsform, welche dem Intereſſe und den 
wirthſchaſtlichen Verhältniſſen derartiger Kleinwaldbeſitzer am meiſten 
zuträglich erſcheint und auch vom Standpunkte der Waldbehandlung 
nur gebilligt werden kann. Dort, wo gegen einen Walbdbeſitzer oder 
Gemeindeinſaſſen ein behördliches Einſchreiten wegen unbefugter Wald⸗ 
rodung, vernachläſſigter Wiederaufforſtung von Waldblößen u. dgl. 
nothwendig wird, kann dieſe Maßregel anſtandslos gegen den Einzelnen 
durchgeführt werden, daher in dieſer Beziehung auch die weitere Amts⸗ 
handlung nach Maßgabe des Forſtgeſetzes aufgetragen wird.“ 
E—ô e. 


*) 8 21 des Forſtgeſetzes lautet: „Gemeindewälder dürfen in der Regel 
nicht vertheilt werden. Sollte in beſonderen Fällen deren Auftheilung dringendes 
Bedürfniß ſein oder Vortheile darbieten, die mit der allgemeinen Vorſorge für 
die Walderhaltung nicht im Widerſpruche ſtehen, ſo kann in jedem derlei Falle 
die Bewilligung hiezu durch die Landesſtelle ertheilt werden.“ 


Die rückſtändigen Forderungen des k. k. Krankenhausfondes von 
e:sefftändigen Verpflegsgebühren find nach Art der Steuern, und 
zwar auch von den k. k. Gerichten, durch Executionsbewilligung 
einbringlich zu machen, wenn die Erecutionsmittel der politiſchen 
Behörden wahrſcheinlich nicht den gewünſchten Erfolg haben. 


Die k. k. n. ö. Finanzprocuratur noe, des k. k. Krankenhaus⸗ 
ſondes hat bei dem k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichte Mariahilf in Wien 
wider E. K. das Geſuch um executive Einantwortung und Erfolglaſſung 
eines für E. K. angeblich bei der iſraelitiſchen Cultusgemeinde zu 
Sz . . . in Ungarn erliegenden Erbtheiles von 100 fl. nach Maßgabe 
der Verpflegungskoſtenerforderung per 23 fl. 22 kr. des Krankenhauſes 
Wieden in Wien eingebracht. 

Dieſes Geſuch wurde mit Beſcheid des k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirks⸗ 
gerichtes Mariahilf vom 7. Mai 1877, 3. 7958, abgewieſen, da 
außer den in dem Geſetze ausdrücklich beſtimmten Fällen eine Execution 
nur auf Grund eines rechtskräftigen Urtheiles oder gerichtlichen Ver⸗ 
gleiches bewilligt werden kann. 

Dem gegen dieſen Beſcheid ergriffenen Recurſe der k. k. n. ö. 
Finanzprocuratur hat das k. k. Oberlandesgericht in Wien mit der Er⸗ 
ledigung vom 19. Juni 1877, Z. 10 085, keine Folge gegeben und 
den angefochtenen Beſcheid in der Erwägung beſtätigt, daß nach § 3 
der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 R. G. Bl., 
die für Eintreibung der Steuerrückſtände zuläſſige Execution nur von 
den politiſchen Behörden, nicht aber von den Gerichtsbehörden durch⸗ 
zuführen iſt, inſoferne es ſich, wie hier, nicht um eine Realexecution 
handelt. 

Ueber den außerordentlichen Reviſionsrecurs der k. k. n. ö. 
Finanzprocuratur hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
14. Auguſt 1877, 3. 9874, dem Begehren ſtattgegeben, die executive 
Einantwortung des erwähnten Erbtheiles ſo wie die Erfolglaſſung 
des entſprechenden Baarbetrages an die k. k. n. ö. Finanzprocuratur 
bewilligt, und zwar in der Erwägung, daß nach § 3 der kaiſ. Ver⸗ 
ordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 R. G. Bl., Kurkoſten und 
Sanitätsbeiträge, welche im Geſchäftskreiſe der politiſchen Verwaltung 
zu öffentlichen Zwecken einzubringen ſind, im politiſchen Wege ein⸗ 
gebracht werden können; wenn aber die Leiſtung ganz oder theilweiſe 
verſäumt oder verweigert wird, die politiſche Behörde berechtigt iſt, 
nach fruchtloſer Einmahnung die Executionsmittel, welche ſonſt für die 
Eintreibung der Rückſtände an directen Steuern platzgreifen, in An⸗ 
wendung zu bringen; daß nach dem Hofdecrete vom 10. Februar 1832, 


Nr. 2548 J. G. S., zur Eintreibung aushaftender Steuergebühren. 


die Execution entweder bei den politiſchen oder gerichtlichen Behörden 
angeſucht werden kann, um die gerichtliche Execution aber dann ein⸗ 
zuſchreiten iſt, wenn keine Wahrſcheinlichkeit beſteht, daß der Rückſtand 
durch die den politiſchen Behörden eingeräumten Executionsmittel 
ſchleunig und mit geringer Schwierigkeit werde eingebracht werden 
können; daß es im vorliegenden Falle ſich um de Einbringung eines 
nach dem ämtlichen Ausweiſe der Verwaltung des k. k. Krankenhauſes 
Wieden von E. K. ſchuldigen Verpflegungsbetrages von 23 fl. 22 kr. 
handelt, und bei dem Umſtande, als die diesbezügliche durch den Aus⸗ 
weis vollkommen bewieſene Forderung ſeit 28. September 1876 be⸗ 
ſteht und E K., ohne dieſelbe berichtiget zu haben, aus der Ver⸗ 
pflegung des Krankenhauſes getreten iſt, daher die fruchtloſe Einmahnung 
mit Grund vorausgeſetzt werden muß und eine in Ungarn zu voll⸗ 
ziehende Execution angeſucht wird, hinſichtlich welcher ein Einſchreiten 
bei der politiſchen Beh rde offenbar keinen Erfolg haben würde. 
Jur. Bl. 


Zu § 409 g. G. O. Auch bei Erequirung der politiſchen Er: 
kenntniſſe ſteht dem Executiensführer die Wahl der executiven 
Mittel zu. 

Mittelſt Erkenntniſſes der k. k. Landes⸗Commiſſion ſür Ablöſung 
und Regulirung der Grundlaſten vom 28. Februar 1866, Z. 12.955, 
wurde auf Grund des zwiſchen der Gemeinde N. und dem Grafen K. 
als Eigenthümer der Herrſchaft N., bezüglich der Servitutenablöſung aus 
dem herrſchaftlichen Walde abgeſchloſſenen Vergleiches beftimmt, daß die 
Grundwirthe der Gemeinde N. verpflichtet ſeien, längſt der ganzen 
Linie des der Gemeinde abgetretenen Servituten⸗Aequivalentes nach 
Uebergabe desſelben durch eigene Arbeit oder Koſten einen Grenzgraben 
in der Breite einer Klafter längſtens bis 24. Juni 1866, bei Exe⸗ 
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cutionsſtrenge auszuheben, welcher ſohin die gemeinſchaftliche Grenze 
beſtellen ſoll, und daß die Gutsinhabung als Entgelt für dieſe Arbeit 
das Holz auf der ganzen Grenzlinie, bei der phyſiſchen Uebergabe der⸗ 
ſelben auf dem herrſchaſtlichen Grunde in der Breite einer Klafter der 
Gründe unentgeltlich ins Eigenthum abzutreten habe. 

Die Grundwirthe der Gemeinde N. wollten nachher dieſen Grenz⸗ 
graben gutwillig nicht ausheben, was den Grafen K. zur Ueberreichung 
eines Executionsgeſuches an das k. k. Kreisgericht in Rzeszow ver⸗ 
anlaßte. — Die unteren Inſtanzen haben das Executionsgeſuch erfolg⸗ 
los zurückgewieſen, dagegen hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 8. Mai 1877, Z. 5524 demſelben Statt gegeben, in 
Erwägung, daß die Uebergabe des Aequivalentes an die Gemeinde N. 
wirklich ſtattgefunden habe, und da es ſich der Gemeinde N. gegen⸗ 
über um Leiſtung einer Arbeit handelt, und der von der Landes⸗ 
commiſſion genehmigte Vergleich der Gemeinde N. dieſe Arbeitsleiſtung, 
nämlich die Aushebung des Grenzgrabens unter Executionsſtrenge auf⸗ 
erlegt, jo ſteht dem Grafen K. im Sinne des § 38 des kaiſ. Patentes 
vom 5. Juli 1853, Nr. 130 R. G. Bl. und § 409 g. G. O. die 
Wahl offen, ob er im Executionswege die Arbeit durch einen Dritten 
auf die für beide Theile unſchädlichſte Art zu Stande bringen läßt, 
und ſeinen Schaden wider die Beklagten erheben, oder aber den erweis⸗ 
lichen Werth der Arbeit und ſeinen Schaden gegen die Beklagten ein⸗ 
klagen wolle. N 

Da nun Graf K. die erſten Modalitäten der Executionsführung 
gewählt hat, ſo kann mit Rückſicht darauf, daß die Gemeinde N. ſeit 
Jahren die ihr obliegende Arbeit nicht geleiſtet hat, kein geſetzlicher 
Anſtand gegen die Bewilligung des Executionsgeſuches mit Erfolg 
geltend gemacht werden, zumal die von den unteren Inſtanzen zur Be⸗ 
gründung ihrer abweislichen Erledigung erhobenen Anſtände ſich nicht 
als gerechtfertigt herausſtellen; denn aus dem klaren Wortlaute des 
mehrerwähnten Vergleiches iſt zu erſehen, daß die Verpflichtung der 
Abtretung des Holzes längſt der Linie des übergebenen Grund⸗Aequi⸗ 
valentes als Entgeld für die geleiſtete Arbeit der Grabenaushebung 
übernommen wurde, daß alſo dieſe Abtretung erſt dann verlangt werden 
konne, wenn die Gemeinde N. die Verpflichtung der Grabenaushebung 
| 


erfüllt haben wird; Graf K. hat ſich zur Erfüllung feiner diesfälligen 

Verpflichtung ſchon in dem obigen Vergleiche bereit erklärt und es 
kommt nicht vor, daß die Gemeinde N. die Erfüllung ihres diesfälligen 
Anſpruches erfolglos geltend gemacht habe, eine Aufforderung der Ge⸗ 
meinde N. aber zur Stellung ihres diesfälligen Anſpruches iſt laut 
Inhalt des obigen Vergleiches in der Berpflichtung des Grafen K. 
nicht gelegen. Ger. H. 


Notiz. 


(Die Subalternbeamten der Verwaltung in Frankreich) 
Darüber leſen wir in der Gemeinde⸗Zeitung für Elſaß⸗Lothringen Folgendes: 

„Der deutſchen Verwaltung iſt ſchon mehrſach empfohlen worden, bezüg⸗ 
lich der Stellung der Subaltern⸗Beamten der Verwaltung die franzöfiſchen 
Grundſätze anzunehmen, nach welchen dieſe Beamten widerruflich und gegen Zah⸗ 
lung aus einem Abonnementsfonds angeſtellt werden. In Frankreich ſind die 
niedern Angeſtellten, z. B. der Präfecturen und Unterpräfecturen, keine Beamten 
in unſerem Sinne, d. h. nicht vom Staate beſtellt, fondern Privatgehilfen 
(employes) des Präfecten oder Unterpräfecten. Am ſchlagendſten wird dieſes 
Verhältniß bezeichnet durch den Ausdruck „Employés“. Die höheren Verwaltungs⸗ 
beamten halten ſich Gehilfen, wie der Kaufmann Commis (employés). Dieſe 
Gehilfen nehmen als ſolche eine rechtliche Stellung nicht ein. Dem entfprechend 
ſind dieſelben in Frankreich auch ſchlecht bezahlt Der Präfect oder Unterpräfect 
bezieht aus der Staatscaſſe ein fogenanntes Abonnement, alſo eine Pauſchalſumme, 
mit welcher er ſeine Gehilfen beſoldet. Feſte Gehälter beziehen letztere nicht, die 
Bezahlung richtet ſich vielmehr nach dem Geſetz von Angebot und Nachfrage. Es 
iſt klar, daß ein ſolch unſicheres Verhältniß auf dieſe Art von Staatsdieuern 
nicht vortheilhaft wirken kann. Hat doch vor nicht langer Zeit ein franzöſiſcher 
Miniſter des Innern zugeſtanden, daß dieſelben lediglich von der Laune ihrer 


| Chefs abhängen und der Willkür derſelben preisgegeben ſeien (vergleiche „Journal 
officiel“ vom 14. Nov. 1876). In der That ſcheint man nunmehr auch in Frank⸗ 


reich einzuſehen, daß die rechtliche Stellung und pekuniäre Lage derfelben einer 
Beſſerung dringend bedarf. Zwar der Gedanke, welcher im Jahre 1876 in der 
ſranzöſiſchen Nationalverſammlung angeregt worden war, dieſe niedern Ange⸗ 
ſtellten der inneren Verwaltung zu eigentlichen Beamten zu machen, wurde da⸗ 


200 


mals von der Regierung zurückgewieſen. Dagegen befand fie ſich mit der Natio- ı Zahl 16.182 *) angeordnet wurde, entweder neue Statuten oder die bereits 


nalverſammlung darüber im Einverſtändniß, daß die Gehaltsverhältniſſe dieſer 
„sehr nützlichen und des Intereſſes der Regierung ſehr würdigen Kategorie von 
Beamten“ feſt geregelt werden ſollten. Zu dieſem Zweck wurde von einer 
Gruppe Abgeordneter ein beſonderer Antrag eingebracht, deſſen weſentlicher In⸗ 
halt iſt: Ein vom Staatsrath erlaſſenes Decret regelt für jede Präfectur und 
Unterpräfectur die Zahl und Stellung der bei denſelben Angeſtellten, ſowie die 
Höhe des Gehalts, welches denſelben aus den Abonnementsgeldern bezahlt 
werden muß. Die Anſtellung dieſer Bureaubeamten iſt freilich noch den Präfecten 
und Unterpräfeeten überlaſſen, aber mit Ausnahme ihres „chef de cabinet“ und 
ihres „seerötaire partionlier“ können dieſe Beamten nur durch eine Verfügung 
des Miniſters des Innern entlaſſen werden. Es iſt damit auch in Frankreich einſt⸗ 
weilen wenigſtens zugeſtanden, daß eine derartige Stellung der Subaltern⸗ 
beamten, wie ſie oben geſchildert worden, unhaltbar iſt. Dies iſt ein erſter 
Schritt, welcher nach und nach mit Naturnothwendigkeit dahin führen wird, dem 
Subalternen eine Stellung zu geben, ähnlich der, welche dieſelben in Deutſch⸗ 
land und beſonders in Elſaß⸗Lothringen einnehmen. Schon das Beſtreben, 
ausgedienten Militärs Stellungen mit Penſionsberechtigung zu ſichern, wird 
dahin führen. Beamte, von welchen obenerwähnter Antrag von Abgeordneten 
der Nationalverſammlung ſagt, daß ſie in der Staatsverwaltung ſehr nütz⸗ 
liche Dienſte leiſten, müſſen auch dem entſprechend und nicht als Commis 
behandelt werden, die man nach Belieben fortſchickt und nimmt, ſo billig als 
man ſie bekommen kann. Wenn man aber in Frankreich jetzt zu dieſer Einſicht 
gekommen iſt, ſo fällt damit in Elſaß⸗Lothringen jeder Grund zur Klage über 
die Stellung der Subalternbeamten weg. Dieſelbe kann höchſtens für junge 
Elſaß⸗Lothringer eine Aufforderung bilden, dieſer Laufbahn ſich mehr und mehr 
zuzuwenden, die ein ſicheres und ausreichendes Einkommen und eine ehrenvolle 
geſellſchaftliche Stellung verſpricht. Für Elſaß⸗Lothringen ſollen Normen über die 
Vorbildung, Prüfung und Anſtellungsſähigkeit für den Subalterndienſt erlaſſen 
werden. Wie in Preußen wird wohl die Reife für Prima eines Gymnaſiums 
oder einer Realſchule gefordert werden. Dadurch würden indeß Bewerber aus 
Elſaß⸗Lothringen nicht ausgeſchloſſen, die am Unterricht der nach deutſchem 
Muſter eingerichteten höheren Schulanſtalten bisher nicht haben Theil nehmen 
können, wenn fie ſich nur ſonſt auf Bureaus bewährt haben. Späterhin freilich, 
wenn angenommen werden kann, daß jeder zum Beſuch einer ſolchen Schule 
behufs Erlangung der Vorbildung zum Subalterndienſt Gelegenheit hatte, 
wird an jener Forderung feſtgehalten werden müſſen.“ 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 31. Auguſt 1877, J. 11.582, 
betreffend die Competenz zur Behandlung der Anzeigen über den Beitritt ein⸗ 
zelner Vereine zu einem mehrere Länder umfaſſenden Verbande von Vereinen. 


Da rückſichtlich der Anzeigen über den Beitritt einzelner Vereine zu 
einem mehrere Länder umfaſſenden Verbande von Vereinen derzeit ein verſchiedener 
Vorgang eingehalten wird, indem einige politiſche Landesbehörden die diesfällige 
Amtshandlung als in ihrer Competenz gelegen erachten, während von anderen 
Landesbehörden derlei Anzeigen dem Miniſterium des Innern vorgelegt werden, 
ſo ſieht ſich das Miniſterium des Innern veranlaßt, zur Erzielung eines gleich⸗ 
förmigen Vorganges anzuordnen, daß bezüglich ſolcher Anzeigen die in den 
88 4 bis 10 des Geſetzes vom 15. November 1867 über das Vereinsrecht vor⸗ 
geſehenen Amtshandlungen, da ſie nicht den Verbandsorganismus, beziehungs⸗ 
weiſe das der Competenz des Miniſteriums unterliegende Verbandsſtatut ſelbſt 
betreffen, und der Beitritt nur innerhalb des Rahmens der vom Miniſterium 
nicht beanſtändeten Statuten des Verbandes erfolgen kann, von den bezüglichen 
Landesbehörden vorzunehmen ſind. 

Die Landesbehörden werden, wie dies in der Regel ſchon bisher geſchah, 
von jedem Falle, wo ein der hierortigen Competenz unterliegender Vereins⸗ 
verband zum rechtlichen Beſtande gelangt, unter Anſchluß einer Abſchrift des 
betreffenden Verbandsſtatuts in die Kenntniß geſetzt werden, wogegen es den 
genannten Behörden obliegen wird, den jedesmaligen Beitritt eines ihrer Com⸗ 


petenz unterſtehenden Vereines zu einem ſolchen Verbande behufs der nöthigen 


Evidenthaltung ungeſäumt anher anzuzeigen. 

Indem ich mich beehre, Hochdenſelben hievon zur gefälligen Kenntniß⸗ 
nahme und Darnachachtung die Mittheilung zu machen, bemerke ich noch, daß 
die einem Vereinsverbande beitretenden Vereine, mit der Anzeige über den 
Beitritt, wie dies bereits in dem hierortigen Erlaſſe vom 23. November v. J., 
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beſtehenden, mit einer entſprechenden Zuſatzbeſtimmung verſehenen und das Ver⸗ 
bandsſtatut als Anhang enthaltenden Statuten vorzulegen haben. 


) Dieſer Erlaß lautet: „Der Verein Gewerkſchafts⸗Kranken⸗Unterſtützungs⸗ 
Caſſe für Holz⸗ und deren Hilfsarbeiter in Wien hat mit der Eingabe de praes. 
1. Mai 1876 geänder e Statuten vorgelegt, welchen als Anhang das Verbands⸗ 
ſtatut der ſämmtlichen Holz- und deren Hilfsarbeiter⸗Kranken⸗Unterſtützungs⸗ 
Caſſen beigefügt iſt. 

Mit h. o. Erlaſſe vom 1. Juni 1876, Z. 7126 wurde die Bildung des 
genannten Vereins, beziehungsweiſe Vereinsverbandes nach Inhalt der geänderten 
Statuten nicht beanſtändet. 

Hievon wird die . mit dem Bemerken verſtändigt, daß die dem 
Verbande der ſämmtlichen Holzarbeiter⸗Kranken⸗Unterſtützungscaſſen beitretenden 
Vereine der bezüglichen Anordnung des § 10 des Vereins⸗Geſetzes vom 15. No⸗ 
vember 1867, R. G. Bl. Nr. 134 auch ihrerſeits zu entſprechen und demnach 
unter Vorlage der in Folge des Beitrittes etwa beſchloſſenen neuen Statuten 
oder der allfälligen den Beitritt erſichtlich machenden Zuſatzbeſtimmung zu den 
eigenen Statuten wie des Verbandſtatutes als Anhang zu denſelben die im 8 4 
des bezogenen Geſetzes vorgeſehene ſchriftliche Anzeige zu erſtatten haben.“ 


Perſonalien. 


5 Seine Majeſtät haben den Oberforſtrath des Ackerbauminiſteriums Fried⸗ 
rich Hlawadek zum Oberſorſtmeiſter und Vorſtande der Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in Wien ernannt. 5 

Seine Majeſtät haben dem Vicedirector der Hof⸗ und Staatsdruckerei 
Finanzrath Ferdinand Ritter v. Hackher zu Hart taxfrei den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Oberfinanzrathes verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Reichsfinanzminiſterium 
Alexander Merey v. Kaposmere taxfrei den Titel und Charakter eines Mi⸗ 
niſterialrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Rudolf Hau bel zum Re⸗ 
gierungsrathe bei der Landesregierung in Salzburg ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector im Miniſterium des 
Aeußern Felix Grognet d'Orleaus den Titel und Charakter eines Re⸗ 
gierungsrathes tarfrei und dem Hof⸗ und Miniſterial⸗Official erſter Claſſe jenes 
Miniſteriums Arthur Auguſt Pinsker das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. . 
Der Miniſter des Innern hat die Statthalterei⸗Secretäre Joſef Süß und 
Nicodem Eckert, dann den Bezirkscommiſſär Johann Schreuer zu Bezirks⸗ 
hauptmännern in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den quieeirten techniſchen Rechnungsrath 
Hugo Ruſt zum Ingenieur für den Staatsbandienſt in Tirol und Vorarlberg 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Probus Fabrizi 
zum Finanzſecretär und den Finanz Miniſterialconcipiſten Hermann Ritter 
Steindl v. Pleſſenet zum Finanz⸗Obercommiſſär für den Bereich der 
Trieſter Finanz⸗Direction ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten, eventuell eine Rechnungsofficials⸗ 
ſtelle in der zehnten und eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe 
im Stande der Rechnungsbeamten der Steueradminiſtration in Wien, bis Ende 
December. (Amtsbl. Nr. 281.) 


Zu beziehen durch die Buchhandlung Moritz Perles, Wien, 
Bauernmarkt 11. 


K. K. Hof- und Staatsdruckerei (Singerstrasse 26). 
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